
 
 
 
Empfehlungen für die Verwaltung kommunaler Stiftungen 
 
Kommunale Stiftungen sind unabhängig von ihrer Rechtsform gemeinwohlorientierte Stiftungen in der 
Kommune für die Bürgerinnen und Bürger einer Kommune. Sie stellen aufgrund privater oder öffentlicher 
Initiative errichtete Stiftungen dar, deren Zwecken zum Wirkungsbereich der Kommune gehören und die 
sich durch eine besondere Nähe zur Kommunalverwaltung auszeichnen. Ihr Aktionsgebiet ist 
geografisch ausgerichtet: in der Regel auf eine Stadt, eine Gemeinde oder einen Landkreis. Kommunale 
Stiftungen engagieren sich insbesondere in den Bereichen Soziales, Bildung, Jugend- und Altenhilfe, 
Kultur, Gesundheit und Umwelt. Sie verwirklichen ihre Zwecke fördernd und/oder operativ.  
 
Die Verwaltung der kommunalen Stiftungen dient der nachhaltigen Verwirklichung der von den Stiftern 
gesetzten Zwecke. Über die ohnehin zu beachtenden gesetzlichen Vorschriften hinaus bietet es sich an, 
die kommunalen Stiftungsverwaltungen an den folgenden Empfehlungen zu orientieren. Diese sollen 
das Selbstverständnis und Profil kommunaler Stiftungen und Stiftungsverwaltungen stärken. 
 
 

1. Die kommunale Stiftung ist im Gemeinwesen verankert. Sie bindet ihr Entscheiden und Handeln 
ausschließlich an den Stifterwillen. Die Stiftungszwecke werden satzungsgemäß verwirklicht. 

 
2. Die Verwaltung der kommunalen Stiftungen erfolgt eigenständig innerhalb oder außerhalb der 

kommunalen Kernverwaltung und bewahrt Neutralität, insbesondere in weltanschaulicher und 
parteipolitischer Hinsicht. Zusätzliche Gremien zur Kontrolle und Beratung der Beschlussorgane 
der kommunalen Stiftungen werden ermöglicht. 

 
3. Die örtlich angemessene sachliche und personelle Ausstattung der kommunalen 

Stiftungsverwaltung ist eine wichtige Voraussetzung für die Erfüllung der Stiftungszwecke. 
 

4. Die kommunale Stiftungsverwaltung kann sich Personal- und Sachaufwendungen von den 
verwalteten Stiftungen erstatten lassen. Leistungen der kommunalen Stiftungsverwaltung für 
die Kommune sind angemessen zu entgelten. 

 
5. Die kommunalen Stiftungen und ihre Verwaltung zeichnen sich durch Offenheit und Transparenz 

aus.  
 

6. Die kommunale Stiftungsverwaltung kann aufgabenbezogen den Sachverstand kommunaler 
Fachdienststellen nutzen. 

 
7. Kommunale Stiftungen sollen insbesondere auch innovative Projekte unterstützen. Bei der 

Vergabe und der Verwendung von Stiftungsmitteln gilt das Prinzip der Nachrangigkeit 
gegenüber gesetzlichen Ansprüchen. 

 
8. Das Vermögen kommunaler Stiftungen wird – im Einklang mit den Vorschriften des kommunalen 

Haushaltsrechts – vom kommunalen Vermögen getrennt verwaltet. Ziel ist die reale 
Substanzerhaltung des Stiftungsvermögens. 

 
9. Die kommunale Stiftungsverwaltung berät Stifterinnen und Stifter und wirbt für den 

Stiftungsgedanken. Dazu arbeitet sie in Stiftungsnetzwerken mit. 
 

10. Die kommunale Stiftungsverwaltung berichtet regelmäßig und umfassend über das gesamte 
Spektrum ihrer Tätigkeit. 


